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« 

Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 199 
wie folgt : 

Der Ausgleichsfonds hat in den letzten Jahren zur Gewährung von 
Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau an Geschädigte Beträge ver- 
fügbar machen können, deren Höhe über die bei Verabschiedung 
des Lastenausgleichsgesetzes bestehenden Erwartungen hinausging. 
Für diesen Zweck wurden vom Bundesausgleichsamt bereitgestellt 
im Rechnungsjahr 1953 302 Mio DM, im Rechnungsjahr 1954 
560 Mio DM und im Rechnungsjahr 1955 535 Mio DM. Die tat- 
sächlich zur Verfügung stehenden Beträge waren in diesen Jahren 
noch höher, weil zusätzlich noch ein Betrag von 127 Mio DM aus 
dem Rumpfrechnungsjahr 1952 verfügbar war. Zugunsten einzelner 
Geschädigter bewilligt wurden 1 953 367 Mio DM, 1954 634 Mio DM 
und 1955 (geschätzt) 547 Mio DM. Kassenmäßig abgerufen wur- 
den 1953 216 Mio DM, 1954 518 Mio DM und 1955 (geschätzt) 
607 Mio DM. 

Es ergibt sich, daß bei Bereitstellungen 1955 gegenüber 1954 ein 
Rückgang um etwa 4,5 v. H. - nach einer starken Erhöhung von 
1953 auf 1954 - zu verzeichnen ist, während die kassenmäßigen 
Auszahlungen 1955 noch beträchtlich höher sind als 1954. Dies 
erklärt sich daraus, daß im Jahr 1954 durch ein Zusammentreffen 
günstiger Umstände, das sich in den Folgejahren nicht wiederholen 
kann, die Bewilligung außergewöhnlich hoher Beträge möglich wurde, 
während die kassenmäßige Auszahlung der Bewilligung mit Zeitab- 
stand nachfolgt. Im übrigen wird der erwähnte Rückgang bei den 
Bereitstellungen dadurch ausgeglichen, daß der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts die Landesausgleichsämter ermächtigt hat, für 
Arbeitsplatzdarlehen bereitgestellte Restmittel für Aufbaudarlehen 
für den Wohnungsbau zu verwenden; von dieser Möglichkeit haben 
bisher die Länder in Höhe von etwa 20 Mio DM Gebrauch ge- 
macht. Der hiernach endgültig zusätzlich für Aufbaudarlehen Woh- 
nungsbau zur Verfügung stehende Betrag wird mit 30 Mio DM 
veranschlagt. 
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Es trifft nicht zu, daß die Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 
nicht zügig abfließen und daß zugesicherte Aufbaudarlehen ver- 
spätet zur Auszahlung gelangen. Alle genehmigten Aufbaudarlehen 
wurden und werden bei Abruf unverzüglich ausgezahlt. Die im 
Bereich mancher Länder auf getretenen Schwierigkeiten beruhen viel- 
mehr darauf, daß in letzter Zeit infolge der günstigen allgemein- 
wirtschaftlichen Entwicklung die Zahl der Anträge außerordentlich 
zugenommen hat, während der für Bewilligungen zur Verfügung 
stehende Gesamtbetrag 1955 gegenüber 1954 aus den oben ange- 
gebenen Gründen etwas zurückging. Offenbar haben örtliche Stellen 
bei der Beratung und bei der Bearbeitung von Anträgen - über die 
ihnen zugeteilten Kontingente hinaus - Hoffnungen erweckt, deren 
Erfüllung die Leistungsmöglichkeiten des Ausgleichsfonds über- 
steigen würde. 

Über den Wirtschaftsplan des Ausgleichsfonds beschließt der Präsi- 
dent des Bundesausgleichsamts mit Zustimmung des Kontrollaus- 
schusses, dessen Mitglieder teilweise vom Bundestag gewählt, teil- 
weise von den Landesregierungen ernannt sind. Die im Wirtschafts- 
plan 1955 für Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau bereitgestellte 
Summe von 535 Mio DM - zuzüglich der erwähnten rd. 30 Mio DM 
aus der Umbuchung von Arbeitsplatzmitteln - stellt das Äußerste 
dar, was bei Berücksichtigung der sonstigen Aufgaben des Ausgleichs- 
fonds, aus dem auch die Unterhaltshilfc, die Hausrathilfe, die Auf- 
baudarlehen für die gewerbliche Wirtschaft und für Landwirtschaft 
sowie verschiedene andere Ausgleichsleistungen aufgebracht werden 
müssen, ermöglicht werden konnte. Bei Einbeziehung der aus dem 
Ausgleichsfonds sonst noch zur Förderung des Wohnungsbaus be- 
reitgestellten Beträge (Wohnraumhilfe, Härtefonds, Arbeitsplatzdar- 
lehen) macht der Gesamtbetrag, der im Rechnungsjahr 1955 für 
den Wohnungsbau für Geschädigte zur Verfügung gestellt wird, 
wesentlich mehr als eine Milliarde DM aus. 

Die Bundesregierung hat die Aufstellung dieses Wirtschafts- und 
Finanzplans ermöglicht, indem sie ihre Zustimmung gegeben hat, 
daß ein Betrag von insgesamt 900 Mio DM (davon 400 Mio DM 
aus den Vorjahren übernommen, 500 Mio neu) als Einnahmen aus 
Vorfinanzierung angesetzt wird. Sie ist damit an die Grenze des 
Vertretbaren gegangen. Schon die Beschaffung dieser Mittel stößt 
wegen der zwischenzeitlichen Entwicklung auf dem Geld- und Ka- 
pitalmarkt auf große Schwierigkeiten. Die Bereitstellung weiterer 
Vorfinanzierungsmittel erscheint unter diesen Umständen ausge- 
schlossen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts hat in Aussicht genommen, 
daß im Vorgriff auf den Wirtschafts- und Finanzplan des Ausgleichs- 
fonds 1956 demnächst ein Betrag von 400 Mio DM für Aufbau- 
darlehen für den Wohnungsbau bewilligt wird. Ob und in welchem 
Umfang dieser Betrag im endgültigen Wirtschafts- und Finanzplan 
1956 erhöht werden kann, wird erst bei der Erörterung des gesamten 
Wirtschafts- und Finanzplans des Ausgleichsfonds im Februar und 
März 1956 beurteilt werden können. 


Schaffer 



